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Positionspapier des Aktionsbündnisses 
für Frieden, aktive Neutralität & Gewaltfreiheit 

Die Entschlossenheit der Völkergemeinschaft, zukünftige Generationen vor der Geißel des 
Krieges zu bewahren, wird bereits in der Präambel der Charta der Vereinten Nationen ausge-
drückt. In diesem Sinne hält auch die Verfassung der UNESCO fest, dass der Friede im Geist 
der Menschen so verankert werden muss, dass Kriege undenkbar werden. Die UNESCO stellte 
1995 das Konzept einer „Kultur des Friedens“ vor, und die Vereinten Nationen erklärten die 
Jahre 2001 bis 2010 zur „Internationalen Dekade für eine Kultur des Friedens und der Gewalt-
freiheit für die Kinder der Welt“.

Die Agenda 2030 der Vereinten Nationen bringt klar zum Ausdruck, dass zukunftsfähige  
Entwicklung nur mit Frieden, und Frieden nur mit zukunftsfähiger Entwicklung möglich ist.

2015 wurden 17 „Nachhaltige Entwicklungsziele“ (SDG) von den UN-Mitgliedern verabschiedet, 
zu deren Umsetzung sich auch Österreich verpflichtet hat. Insbesondere das Ziel 16 (Frieden, 
Gerechtigkeit und starke Institutionen) spricht die Notwendigkeit eines inklusiven Friedens für 
die gesamte Weltbevölkerung an, um ein gutes Leben für alle zu erreichen. Gewalt, meist durch 
elitäre Gruppeninteressen propagiert, kann durch ausgewogen informierte, demokratisch mit-
bestimmende Frauen und Männer lokal, regional, national bis global verhindert werden.

Diesen hoffnungsvollen Erklärungen widersprechen militärische Vereinbarungen der  
Regierungen: Unter der Bezeichnung „Ständige, Strukturierte Zusammenarbeit“ (PESCO) wurde 
2017 eine verstärkte Militarisierung der EU gestartet und im November 2018 im Rahmen des 
österreichischen EU-Ratsvorsitzes konkretisiert. Zuvor trat Österreich dem NATO-Partnership- 
for-Peace-Programm bei und neuerdings wird eine Aufrüstung des Bundesheeres geplant.
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Keines der akuten Menschheitsprobleme ist mit Waffengewalt und militärisch organisiertem 
Töten zu lösen. Ganz im Gegenteil: Kriegspropaganda unterstützt durch die Kriegsindustrie 
und das Schaffen von Feindbildern durch subtil manipulierende Machteliten verhindern eine 
zukunftsfähige Entwicklung für ein friedliches Leben für alle. Geopolitische Machtinteressen 
sowie die gewalttätige Aneignung natürlicher Ressourcen stehen in fundamentalem Wider-
spruch zum Völkerrecht, das ein Gewaltverbot deklariert. 

Um der Expansion des militärisch-industriellen Komplexes entgegen zu treten, bedarf es frie-
densfördernder Bemühungen, durch die die Bevölkerung demokratisch erklärt, dass Rüstung 
nicht zu Sicherheit führt, und die Verteidigung der Freiheit nicht an Heere gebunden ist. Die 
Umlenkung von Militärausgaben in Richtung der Umsetzung der SDG würde nachhaltig zu welt-
weiter Sicherheit beitragen, sobald alle Menschen genug zu essen, ein Dach über dem Kopf, 
sowie Zugang zu ärztlicher Versorgung, zu Bildung und ein existenzsicherndes Einkommen für 
menschenwürdige Tätigkeiten haben.

Neutrales Österreich – aktiv für den Frieden
Österreich hat sich als neutrales Land durch sein Engagement für weltweite Abrüstung ausge-
zeichnet (Vertrag zum Verbot von Anti-Personen-Minen, Vertrag zum Verbot von Streubomben, 
Nichtweiterverbreitungsvertrag und Verbotsvertrag von Atomwaffen, etc.). In Österreich wirkt 
eine lebendige, dem Frieden und der Gerechtigkeit verpflichtete Zivilgesellschaft. Sie baut 
auf einem reichen Schatz an Wissen über Konfliktlösung und Friedensarbeit mit historischen 
Vorbildern auf: Bertha von Suttner, Alfred Fried, Karl Kraus, Franz Jägerstätter, Hildegard Goss-
Mayr, Stefan Matzenberger, Gerald Mader, Hans Thirring u.a. In dieser Tradition muss sich 
Österreich, beginnend im eigenen Land, weiter proaktiv um Frieden und Gewaltfreiheit auf allen 
politischen Ebenen bemühen.

Die immerwährende Neutralität Österreichs wird von einer überwältigenden Mehrheit der 
ÖsterreicherInnen unterstützt und besagt, dass Österreich keine militärischen Aktivitäten 
fremder Staaten auf seinem Gebiet zulässt, keinen militärischen Bündnissen beitritt und eine 
aktive Friedenspolitik betreibt. Jegliche Art der Teilnahme Österreichs (finanziell, logistisch, 
militärisch) an der Militarisierung der EU, an Kooperationen mit der NATO oder an militärischen 
Auslandseinsätzen widerspricht der Neutralität und ist daher entschieden abzulehnen. 
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Daher verpflichtet sich Österreich zu einer eigenen, aktiven Friedensarbeit, um in  
Zusammenarbeit mit anderen Staaten und Organisationen für Gewaltfreiheit einzutreten:
: :	 für eine friedensstiftende Außen- und Sicherheitspolitik durch zivile, gewaltfreie Mittel; 

: :	 gegen eine Militarisierung Österreichs und der EU; 

: :	 für weltweite Abrüstung, bis dahin, den internationalen Waffenhandel für militärische 
	 Zwecke abzuschaffen, vor allem österreichische Exporte militärischer Produkte;

: :	 für eine gerechte Weltwirtschaftsordnung, die der Befriedigung der Bedürfnisse  
	 der Menschen dient und dabei die Menschenrechte achtet, um sozialen und  
	 wirtschaftlichen Spannungen und Abhängigkeiten vorzubeugen, und um Gewalt  
	 zu unterbinden; 

: :	 eine Politik, die Fluchtursachen abbaut, Geflüchteten hilft und ihnen auch in Österreich 
	 Schutz gewährt, wenn internationale und interne Kriege oder ökologische Zerstörung 
	 und Klimawandel Migration verursachen.

Eine aktive Friedens- und Neutralitätspolitik umfasst u.a. folgende Maßnahmen:
: :	 Aktive Friedenspolitik im In- und Ausland als Staatsziel in der Verfassung verankern  
	 und deren Umsetzung institutionalisieren, um staatliche und zivilgesellschaftliche 
	 Maßnahmen zur Friedenserhaltung und -stiftung zu initiieren und zu koordinieren,  
	 wofür Mittel in wirksamer Größenordnung (mindestens 1% des Bundesbudgets)  
	 eingesetzt werden.

: :	 Staatlich geförderte, zivile Friedensdienste mit geschulten Friedensfachkräften zur 
	 Prävention, bzw. zum Abbau von Konflikten und zur Stabilisierung des Friedens nach  
	 gewaltsamen Konflikten aufbauen und im In- und Ausland anbieten. 

: :	 Eigenständige, wirtschaftliche, soziale und ökologische Entwicklungsstrategien aus 
	 der Bevölkerung erarbeiten, um die SDG zu verwirklichen – lokal bis global. 

: :	 Die österreichische Diplomatie und andere AkteurInnen aktiv für effiziente  
	 Vermittlungstätigkeiten in Konflikten in Kooperation mit anderen neutralen  
	 und nichtpaktgebundenen Staaten sowie internationalen, friedensstiftenden 
	 Organisationen wirksam einsetzen.
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: :	 Keine wie immer geartete Beteiligung an militärischen Bündnissen und (Re-) Militarisierungs 
	 bestrebungen, wie beispielsweise am NATO-Partnership-for-Peace-Programm, an PESCO  
	 (Permanent Structured Cooperation der EU), an den EU-Battlegroups, an der EU-Rüstungs- 
	 agentur und bei Aufrüstungsverpflichtungen.

: :	 Kontinuierliche, politische Aktivitäten für die weltweite Durchsetzung des Menschenrechts  
	 auf Wehrdienst- bzw. Kriegsdienstverweigerung und die Aufnahme dieser Fluchtgründe 
	 ins Asylrecht.

: :	 Friedensbildung auf allen Ebenen des nationalen Bildungssystems sowie internationale  
	 Austauschprogramme für Friedensbildung einführen.

: :	 Friedensforschung an heimischen Hochschulen und Universitäten substanziell auf-  
	 und ausbauen, inkl. internationaler Studiengänge und Kooperationen. 

Mit dem Blick auf die Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft kann Österreich so  
zu einem Modell werden, das im eigenen Land und weltweit einen wegweisenden Beitrag  
für gewaltfreie Konfliktlösung, zum Schutz der Menschenrechte in allen Lebens- und  
Arbeitsbereichen, für größere Gerechtigkeit und sozialen Frieden zu leisten vermag.

Die Möglichkeiten einer aktiven Friedens- und Neutralitätspolitik können wir am besten 
nutzen, indem wir die Glaubwürdigkeit der Neutralität wiederherstellen, national Friedens- 
bildung und -forschung massiv fördern, sowie gegen jegliche Militarisierung, wo auch 
immer, auftreten und uns für friedenspolitische Mittel auf allen Ebenen einsetzen.
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Statement von IPPNW Österreich bei der AbFaNG-Pressekonferenz am 2. 9. 2019 

Die IPPNW *) setzt sich seit ihrer Gründung im Jahr 1980 aus medizinischen und humanitären 
Gründen für ein internationales Atomwaffenverbot und im weiteren in zahlreichen Projekten für 
Abrüstung besonders auch im Bereich der sogenannten kleinen und leichten Waffen sowie für 
friedensbildende Maßnahmen ein. 

Die österreichische Sektion der IPPNW hat sich in jahrelangen Gesprächen mit der Abteilung III.8 
für Abrüstung, Rüstungskontrolle und Non-Proliferation des österreichischen Außenministeriums 
um ein Eintreten für ein internationales Atomwaffenverbot bemüht und begrüßt das engagierte 
Eintreten des Ministeriums für das Zustandekommen des Nuklearwaffenverbotsvertrags (TPNW), 
der inzwischen von 26 Staaten inklusive Österreich ratifiziert wurde. Österreich hat sich auch mit 
seinem Engagement für ein Verbot von Anti-Personen-Minen und in anderen Abrüstungs-
initiativen internationale Anerkennung erworben. 

Die neue durch SIPRI (Stockholm International Peace Research Institute) gut dokumentierte  
weltweite Aufrüstungswelle, die Aufkündigung des INF-Vertrags durch die USA und die 
Entwicklung von Hyperschallwaffen durch Russland geben jedoch heute wieder Grund zu großer 
Sorge:  Viel Kapital und Intelligenz werden in einen neuen Rüstungswettlauf investiert statt in die 
Lösung der dringenden globalen humanitären und ökologischen Probleme. Wir fordern daher die 
österreichische Bundesregierung auf, im Sinne der Neutralität und in Weiterführung und Stärkung 
des Engagements für Abrüstung sich klar gegen diese inhumanen gefährlichen Tendenzen zu 
positionieren und auch hier so wie beim Atomwaffenverbot Koalitionen mit wohlgesinnten 
Staaten zu suchen. 

MR Dr. Klaus Renoldner, M.Sc., Präsident                                          Dr. Michael Schober, Vizepräsident 

*) IPPNW (International Physicians for the Prevention of Nuclear War) ist eine weltweite Ärzteorgani-
sation mit ca. 200.000 Mitgliedern in über 60 Staaten. Sie wurde 1980 gemeinsam von den beiden 
Kardiologen Prof. Bernard Lown (Boston) und Prof. Evgenij Tschasow (Moskau) gegründet. Wichtigstes 
Ziel der Organisation ist es, die Menschen aller Länder über die medizinischen Folgen atomarer 
Katastrophen aufzuklären und sich für ein weltweites Verbot von Atomwaffen einzusetzen. Die IPPNW 
bemüht sich heute nicht nur um die Abschaffung von Atomwaffen, sondern auch um vertrauensbildende 
und friedensfördernde Initiativen: In Österreich wurden in den letzten Jahren Projekte wie das „Victim 
Assistance Project“ gemeinsam mit KollegeInnen aus Sambia umgesetzt. Ebenso besteht ein ständiger 
Kontakt mit dem österreichischen Außenministerium (BMEIA), um auf die medizinischen Folgen des 
florierenden globalen Waffenhandels aufmerksam zu machen. IPPNW Österreich war beteiligt am 
Zustandekommen des UN-Waffenhandelsvertrages ATT. Mit Posterausstellungen und Workshops für 
Studierende werden unsere Themen an Studierende und Interessierte herangetragen und Aufmerksamkeit 
dafür geschaffen. 

OMEGA/IPPNW Österreich                                                                                                   Kontakt: office@ippnw.at 
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Wettrüsten wie noch nie 
 

von Gabriele Prohaska-Marchried 
Redetext,  AbFaNG-Pressekonferenz, Wien 2.9.2019 

 
 
Der INF-Vertrag über das Verbot nuklearer Mittelstreckenraketen und Marschflugkörper brachte die Vision 
eines atomwaffenfreien Europas in greifbare Nähe. Doch jetzt? Ungehemmtes Wettrüsten. Bekannt sind die 
wechselseitigen Anschuldigungen von USA und Russland: Die russischen Marschflugkörper 9M729 führte die 
Regierung der USA als Vertragsbruch an. Russland machte geltend, dass entgegen den in den 1990iger Jahren 
getätigten Zusagen die NATO mit der Osterweiterung bedrohlich an die Grenzen Russlands herangerückt ist. 
Speziell die in Rumänien, Polen und Bulgarien stationierten Aegis Ashore Raketenabwehrsysteme der NATO 
seien nicht nur Zeichen für die Abkehr von der Abschreckungsdoktrin, sondern würden auch die Möglichkeit 
bieten, vom Boden aus Marschflugkörper abzuschießen. Stimmt das? 
  
Dazu erklärte der frühere stellvertretende NATO-Generalsekretär für Rüstungsinvestitionen Patrick Auroy bei 
der Eröffnung des ersten Stützpunkts des US-Raketenabwehrschilds in Rumänien: „Wie der Name sagt, ist das 
ein Verteidigungs- und kein Angriffssystem.“ Was der Name aber nicht sagt: Es ist technisch leicht möglich, 
das System zu einem Angriffsinstrument umzufunktionieren. Konkret: Das System verwendet ein 
Raketenstartgerät, das auch Tomahawk Mittelstreckenraketen abfeuern kann. Hersteller Lockheed Martin 
preist das Aegis System auf seiner Website als „das fortschrittlichste Kampfsystem, das auch Ziele an Land, 
U-Boote sowie Schiffe angreifen kann“… Russland drohte, Länder, die dieses sogenannte Abwehrsystem 
stationieren, anzugreifen. Darüber hinaus nimmt Russland dieses System und die nukleare Aufrüstung 
insbesondere der USA zum Anlass für neue Bomber, U-Boote und Atomraketen, die in der Lage sein sollen, 
Abwehrschirme zu überwinden. 
 
Vor kurzem schlug Russlands Vize-Außenminister Sergej Riabkow der NATO ein Moratorium bei der 
Stationierung atomarer Mittelstreckenraketen vor. NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg lehnte das aber als 
„Angebot ohne jede Glaubwürdigkeit“ ab. Es gebe in Europa keine neuen Marschflugkörper der NATO, dafür 
mehr und mehr russische. Wird hier was verschwiegen? 
 
Immerhin genehmigte das US-Außenministerium bereits vor dem Ende des INF-Vertrages 2016 den Verkauf von 
70 Marschflugkörpern mit einer Reichweite von 900km an Polen. Marschflugkörper mit einer solchen 
Reichweite ermöglichen das Ausschalten von Schlüsselinfrastruktur auf russischem Territorium. 
 
Was kann Österreich hier tun, um zur Befriedung der angespannten Situation beizutragen? Österreichs aktive 
Neutralität könnte auf einen neuen INF-Vertrag hinarbeiten, der alle Staaten umfasst, die solche Waffen 
produzieren und stationieren. 
 
In Europa wurden und werden zudem neue, sogenannte „smarte“ Atombomben stationiert. Bereits 2015 wurden 
20 neue B61-12 Bomben im deutschen Büchel stationiert. Bis zum Jahr 2024 sollen Belgien, die Niederlande, 
Deutschland, Italien und die Türkei 200 solcher Bomben statt der derzeit 180 weniger zielgenauen B61 Bomben 
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bekommen. Was die bloße Zerstörungskraft anlangt, gehört die B61-12 nicht zu den gefährlichsten Waffen. Sie 
kann variabel von 0,5 KT bis 50 KT eingestellt werden, was die Grenze zwischen taktisch und strategisch 
verschwimmen lässt. Die Sprengkraft der Hiroshima-Bombe war 12,5 KT. (Zum Vergleich: die B83 Atombombe 
hat eine Zerstörungskraft von 1,2 Megatonnen (1.200 kt). Was die B61-12 so gefährlich macht, ist ihre 
sogenannte Brauchbarkeit aus der Kombination von Zielgenauigkeit und relativ „geringer“ Sprengkraft. Hans 
Kristensen von der Federation of American Scientists betont: eine gesteuerte nukleare Bombe ist eine neue 
Waffe, kein bloßes Upgrade, wie die US-Regierung behauptet. Zudem soll diese Bombe von dem neuen 
Tarnkappenkampfflugzeug F-35 abgeschossen werden. Die russische Reaktion: Laut Putins Pressesprecher 
untergräbt die Einsatzfähigkeit der smarten Bomben die strategische Balance. Als Reaktion stationierte 
Russland u.a. neuerlich taktische Iskander-M Raketen in Kaliningrad.  
 
Für US General Norton Schwartz erweitert die B61-12 das Set an Zielen und steigert die Abschreckung. 
Letzteres scheint ein Standardargument von Befürwortern zu sein. Andere Stimmen  wie z.B. der Historiker Eric 
Zuesse, legen dar, wie sich die USA schon seit G.W. Bush von der Abschreckungsdoktrin verabschiedet haben 
und sich für einen Erstschlag vorbereiten. Tatsächlich wird die Erstschlagsdoktrin im Nuclear Posture Review 
2018 offiziell bestätigt. Andere Atomstaaten hingegen wie Russland, China, Indien, Pakistan sehen den Einsatz 
von Atomwaffen dann vor, wenn konventionelle Unterlegenheit droht. 
 
James Stavridis, ehemaliger NATO-Oberkommandierender in Europa, meint, es existiere aktuell eine hohe 
Wahrscheinlichkeit, dass der westlich-russische Konflikt bis hin zu einer atomaren Auseinandersetzung 
eskalieren könne. Seine Schlussfolgerung ist, dass die NATO konsequent aufgerüstet werden müsse. Noch eins 
drauf legte der dänischer NATO-Offizier Jakob Larsen im Juni 2016:„Wir müssen wieder lernen, den totalen 
Krieg zu führen“… 
 
Wurde diese Äußerung von einem bedeutsamen technologischen Fortschritt in der nuklearen 
Vernichtungstechnologie  inspiriert? Weitgehend unbemerkt von der Öffentlichkeit wurde ein neuer Sprengkopf 
entwickelt, dessen Superzünder den Sprengkopf genau über dem Ziel explodieren lässt. Dazu sagen die drei 
Wissenschaftler Hans Kristensen, Matthew McKinzie, Theodore Postol in einer Studie im Bulletin der Atomic 
Scientists sinngemäß:  
„Heimlich hat das amerikanische Militär das Zerstörungspotential des häufigsten Sprengkopfes ihres Arsenals 
gewaltig erhöht, nämlich des W76, der von U-Booten abgefeuert wird. Damit können alle meeresgestützten US-
Sprengköpfe jetzt harte Ziele wie z.B. russische Raketensilos zerstören.“ Das Vernichtungspotenzial der US-
Atomwaffen wird dadurch fast verdreifacht. Das sieht genauso aus, als ob ein Atomstaat plant, einen Feind 
durch einen Überraschungs-Erstschlag zu enthaupten, meinen die drei Wissenschaftler und sehen 
schwerwiegende Auswirkungen auf die Atomkriegsstrategie. Das wird selbst in führenden Politikerkreisen in 
Europa nicht diskutiert, geschweige denn in der unmittelbar betroffenen europäischen Öffentlichkeit. 
 
Fest steht: Statt abgerüstet wird bei allen Waffen „qualitativ“ aufgerüstet. Ex-Pentagon-Chef William Perry und 
Andrew Weber, Barack Obamas Minister für nukleare, chemische und biologische Verteidigungsprogramme, 
warnen vor der Produktion von Luft-Boden-Langstreckenmarschflugkörpern, die nuklear bestückt vom 
Flugzeug abgefeuert werden können. Sie bezeichnen diese Marschflugkörper als extrem destabilisierend. Unter 
anderem deshalb, weil ein Gegner nicht wissen kann, ob sie mit konventionellen oder nuklearen Sprengköpfen 
bestückt sind - das kann erst in 100 Metern Entfernung festgestellt werden und eine diesbezügliche 
Fehlinterpretation kann einen Atomkrieg auslösen. Doch trotz der hochkarätigen Warnungen wurden von der 
Air Force über 1000 solcher Langstreckenmarschflugkörper in Auftrag gegeben. Mit Tarnkappenoberfläche und 
-profil, erhöhter Treffsicherheit und variabler Explosionskraft sind sie “more capable and usable“ als die 
Vorgängertype. Pentagonstrategen wollen diese Waffen früh in einem Konflikt einsetzen. Adam Lowther, 
Direktor der Luftwaffenschule für nukleare Studien und Befürworter auch dieser neuen Waffe, weist darauf hin, 
dass Russlands neuer nuklearer Marschflugkörper Kh-102 von Ostrussland Orte in den USA erreichen kann.  
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Die Ukraine-Krise heizt die Spannungen zwischen Russland und NATO weiter an: Schon 2015 warnte Michail 
Gorbatschow in einem SPIEGEL-Interview vor einem Krieg in Europa wegen der Ukraine: „Ein solcher Krieg 
würde heute wohl unweigerlich in einen Atomkrieg münden. Wenn angesichts dieser angeheizten Stimmung 
einer die Nerven verliert, werden wir die nächsten Jahre nicht überleben.“ 
 
Auch für Ex-Pentagon-Chef William J. Perry haben die Spannungen zwischen Russland und NATO das 
Potential, sehr gefährlich zu werden. Er argumentiert für eine radikale Reduktion der nuklearen Arsenale und im 
besonderen für den Abbau der landgestützten Interkontinentalraketen (ICBMs). Je etwa 1.000 davon sind in 
den USA und Russland in unmitelbarer Abschussbereitschaft, um auf Warnung eines gegnerischen 
Atomschlags abgeschossen zu werden. Es bleibt weniger als eine halbe Stunde, um über ihren Abschuss zu 
entscheiden, wenn Radar oder Satellit einen Raketenangriff melden. Die tatsächliche Entscheidungszeit für die 
Präsidenten könnte sich auf unter fünf Minuten verringern. Und es gab bereits eine Reihe von Fehlalarmen (z.B. 
durch einen defekten Computerchip), die bislang nur durch besonnenes Handeln Einzelner in der Befehlskette 
nicht zum atomaren Holocaust führten. Zunehmende Automatisierung erhöht die Fehleranfälligkeit der 
Warnsysteme weiterhin. 
 
Den längeren Vorwarnzeiten verdanken wir, dass wir den ersten Kalten Krieg überlebt haben. Fehlalarme 
konnten gerade noch als solche erkannt werden. Doch die neuen Überschallträgersysteme reduzieren die 
Vorwarnzeit auf 1 bis 2 Minuten. Dabei handelt es sich im wesentlichen um zwei Typen: 
Überschallmarschflugkörper, die sich mit fünf- bis achtfacher Schallgeschwindigkeit fortbewegen und 
Gleitflugkörper, die mit bis zu 20facher Schallgeschwindigkeit oberhalb der Atmosphäre „gleiten“. Da beide 
manövrierbar sind, können sie auch Abfangvorrichtungen umfliegen und bis zuletzt den Gegner über das Ziel im 
Unklaren lassen. Weitere bedrohliche Spezifika: Den Trägervehikeln kann von außen nicht angesehen werden, 
ob sie konventionell oder atomar bestückt sind, überdies können sie Ziele bereits mit ihrer kinetischen Energie 
zerstören. Sie gelten als „ultimative“ Waffen und ermöglichen sogenannte Enthauptungsschläge. Ihre 
Stationierung im Abschussmodus kann als Kriegsvorbereitung angesehen werden und einen Präventivschlag 
provozieren. Ein Wettrüsten um Überschallwaffen hat zwischen den USA, Russland und China begonnen. 
Frankreich und Indien ziehen nach. Japan, Australien und Europa entwickeln Komponenten. Nikolai Sokov, der 
an den START-Verhandlungen mitgewirkt hat, schätzt, dass die ersten Überschallwaffen Ende 2019 
einsatzbereit sind, Überschall-Langstreckenwaffen in 5-10 Jahren. Damit wird das nächste Jahrzehnt eine 
hochriskante Zeit der Instabilität. 1 bis 2 Minuten Vorwarnzeit bedeutet: Keine Zeit zum Nachdenken, 
Überprüfen, Nachfragen, nur mehr Zeit, den Knopf zu drücken oder dies künstlicher Intelligenz zu überlassen… 
  
…Künstlicher Intelligenz mitsamt ihrer Fehleranfälligkeit. Schon Stephen Hawking warnte, künstliche 
Intelligenz könnte das schlimmste Ereignis für die Menschheit verursachen. Nebenbei bemerkt: Täglich gibt es 
10 Millionen Versuche, die für Atomwaffen zuständigen Dienststellen in den USA zu hacken. Eine dringliche 
Entschärfung ist also die Herausnahme von Atomraketen aus der Abschussbereitschaft. Auch der vier-Sterne 
General James Cartwright warnt, dass Interkontinentalraketen in Abschussbereitschaft in besonderem Maße 
Hackerangriffen ausgesetzt sind. Nach einem “De-alerting“ können Hacker weniger Unheil anrichten. 
 
Österreichs aktive Neutralität könnte deutlich machen, dass es in einem Atomkrieg nur Verlierer gibt und 
Millionen und Abermillionen von Getöteten (dazu gibt’s bereits eine neue Mengeneinheit: megacorpse, ein 
Megaleichnam = 1 Million Atomkriegstote) Und an Brandherden besteht kein Mangel. 
 
“It all looks as if the world is preparing for war“ sagte Michail Gorbatschow. Und es schaut danach aus, dass 
Europa bevorzugter Schauplatz eines Atomkriegs wird.  
Gegen das noch nie dagewesene Wettrüsten sind mehr denn je die Zivilgesellschaft gefragt und Österreichs 
aktive Neutralität! 



 
 
Statement Aktive Arbeitslose zur Gründung von AbFaNG 
 
 
 
Aktive Arbeitslose Österreich ist als größte Erwerbslosenselbstorganisation mit den Schattenseiten 
des „inneren Festungsregimes“ befasst: Erwerbsarbeitslose und Arme werden tagtäglich mit dem 
Sanktionenregime, der Androhung der Existenzvernichtung durch Bezugssperren und 
Bezugskürzungen, konfrontiert. Sie leben mitten in der Gesellschaft quasi im Ausnahmezustand, weil 
sie keine eigene Vertretung haben, kaum Möglichkeiten sich gegen die Zumutungen von AMS und 
Sozialamt, den zahlreichen oft sinnlosen und tief in die Privatsphäre eingreifenden 
Zwangsmassnahmen zu wehren. Erwerbslose und Arme werden de facto vollständig in der 
Öffentlichkeit und im gesellschaftlichen Leben ausgeblendet und von vermeintlichen ExpertInnen 
bevormundet und neuerdings von Politik und Medien teilweise als „Arbeitsunwillige“ und „in der 
sozialen Hängematte liegende“ Volksfeinde behandelt, denen man auch das letzte Hemd 
wegnehmen sollte, wie z.B. durch die Verschärfung der Bestimmungen für die Mindesthilfe in Form 
der Abschaffung der Notstandshilfe durch das Sozialhilferahmengesetz. 
 
Die strukturelle Gewalt bei AMS und Sozialamt richtet sich auch gegen die eigenen MitarbeiterInnen, 
die gezwungen werden, ihren schwächsten Mitmenschen mitunter großen Schaden zuzufügen, das 
eigene Arbeitsklima zu verpesten und den Krieg der Reichen gegen die Armen umsetzen. 
 
Militarisierung und Krieg richtet sich vor allem gegen die unteren Schichten, die nicht vor dem Krieg 
flüchten können, die durch Kriege und Konflikte ihre Lebensgrundlage verlieren und in 
Erwerbslosigkeit und Armut oder gar in den Tod gestürzt werden. 
 
Militarisierung und Krieg führen zu mehr Druck gegen Arme und Erwerbslose, die als innere 
Feindbilder von den äußeren Kriegen ablenken sollen. 
 
Militarisierung und Krieg unterminieren Meinungs- und Organisationsfreiheit, weil jede Form 
kritischer Zivilgesellschaft als Gefahr für die nationale Sicherheit behandelt und kriminalisiert wird. 
Auch in Österreich gibt es Tendenzen, das Militär für die „innere Sicherheit“ zuständig zu machen 
und auch auf die Aufstandsbekämpfung vorzubereiten. Auch  am „Internet-Kill-Switch“ wird in 
Österreich gearbeitet, um im Krisenfall der Bevölkerung die Kommunikationsmittel zu rauben. 
 
Es ist höchste Zeit, eine breite und ganzheitliche Friedensbewegung aufzubauen, in der die 
verschiedenen Aspekte zusammen geführt und sichtbar gemacht werden, denn von den Tendenzen 
zur Militarisierung und zum Krieg sind fast alle Bevölkerungsschichten betroffen, aber  darüber so 
gut wie gar nicht informiert. 
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Forum Wissenschaft und Umwelt
Das fwu wurde 1985 gegründet. Es ist eine unabhängige Vereinigung von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern, die das Ziel verfolgt, fachübergreifende Beiträge für eine zukunfts-
verträgliche Entwicklung von Umwelt, Gesellschaft und Wirtschaft zu leisten. Wir wollen der 
gesellschaftlichen Verantwortung unserer wissenschaftlichen Tätigkeit gerecht werden und 
bekennen uns zu Werten wie Vielfalt des Lebens und einer zukunftsfähigen, humanen Gesell-
schaft.

Da Frieden eine unabdingbare Voraussetzung einer lebensfreundlichen Welt mit Zukunft ist, 
unterstützt das Forum Wissenschft & Umwelt das „Aktionsbündnis für Frieden, aktive  
Neutralität und Gewaltfreiheit“ (AbFaNG).

Ende September 2015 haben die UNO Mitgliedstaaten 17 Ziele für eine zukunftsfähige 
Entwicklung (SDG) verabschiedet, zu deren Umsetzung sich auch Österreich verpflichtet hat.

Die Plattform SDG-Watch Austria, der mehr als 150 zivilgesellschaftliche Organisationen  
angehören, und zu der es weltweit Parallelorganisationen gibt, arbeitet darauf hin, dass die 
Politik die Nachhaltigkeitsziele auch umsetzt. AbFaNG versteht sich unter anderem als eine 
Themeninitiative innerhalb von SDG Watch Austria mit dem Ziel, die Zusammenarbeit der  
Friedensgruppen mit den vielen NGO, die sich für ökologische und soziale Themen engagieren, 
zu verbessern und auf diesem Weg die Österreichische Friedensbewegung zu stärken.

www.fwu.at

IM FRIEDENSNETZWERK

Dr. Peter Weish    : :    peter.weish@univie.ac.at
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NEUTRALITÄT und soziale Sicherheit statt „Sicherheit“ durch Aufrüstung

Die 1977 gegründeten überfraktionellen Initiative „Gewerkschafter*innen gegen  
Atomenergie und Krieg“ ist für Friedenspolitik durch aktive Neutralität!
Österreich ist seit 1995 Mitglied der EU. Vor dem Beitritt, und damit die Abstimmung mit einem JA zum EU-Beitritt 
ausgeht, wurde versprochen, dass Österreichs Neutralität unangetastet bleibt. Die seither zunehmende Einbin-
dung Österreichs in die EU-Militarisierung sowie die Teilnahme an Auslandseinsätzen Österreichs in Kriegs- und 
Krisengebieten in Europa, Asien oder Afrika unter EU- oder NATO-Kommando – angeblich zur „Friedenssicherung“ 
– widersprechen Österreichs Neutralität und damit dem Willen der überwältigen-den Mehrheit der ÖsterreicherIn-
nen. Diese Politik führt nicht zu mehr Sicherheit sondern droht im Gegenteil unser Land erst recht in Krisen und 
Kriege hineinzuziehen und Österreich so auch zum Ziel von Konflikten und Anschlägen zu machen.

Die EU ist auf dem Weg zur Rüstungs- und Kriegsunion. Das ist eine Gefahr nicht nur für 
Österreichs Sicherheit und Neutralität, sondern auch für den Frieden in Europa!
Massiver Sozial- und Demokratieabbau für die Menschen bei gleichzeitiger Aufrüstung, die die Arbeitnehmer- 
Innen bezahlen sollen (Stichworte: Sozialversicherung/Selbstverwaltung/Selbstbehalte, länger Arbeiten/12- 
Stunden-Tag, sinkende Lohnquote, weitere „Pensionsreformen“, steigende Kosten für Gesundheit, Bildung und 
das tägliche Leben, Wohnen usw.), das steht uns ins Haus, wenn wir dagegen nicht aktiv werden. Die Teilnahme 
Österreichs an der EU-Militarisierung (u.a. SSZ/PESCO) ist Verfassungsbruch! 80 Prozent aller ÖsterreicherInnen 
sind nach wie vor für die Beibehaltung der Neutralität. Deswegen trauen sich Österreichs Regierende derzeit 
nicht, das Neutralitätsgesetz formal anzutasten. Sie haben Angst, dass die ÖsterreicherInnen den Schwindel 
durchschauen und ihre Pläne ablehnen.

Wir fordern die jetzige/künftige Regierung, das Parlament auf, im Sinne der Neutralität zu handeln: Österreich 
raus aus der EU-Militarisierung, raus aus den Auslandseinsätzen des Bundesheeres für EU-, NATO oder Groß-
machtinteressen, raus aus SZZ/PESCO, raus aus der NATO-„Partnerschaft für den Frieden“, keine Beteiligung 
an einer EU-Armee oder an EU-Battlegroups – weder durch SoldatInnen noch finanziell! Keine Annäherung an 
die NATO! Soziale Sicherheit statt Aufrüstung! Österreich ist neutral und muss es bleiben!

Der ÖGB hat in seinen Statuten im § 3 (1) die Verteidigung der Neutralität  
festgeschrieben und ist im Oktober 2004 im Bundesvorstand für eine Volksabtstimmung 
über die EU-Verfassung eingetreten. Wo bleibt das sichtbare und öffentlich laute Engagement des ÖGB heute:
: :	 gegen die geplante Steigerung der österreichischen Militärausgaben (+70%)?
: :	 gegen die Teilnahme Österreichs an der EU-Aufrüstung (SSZ/PESCO)?
: :	 für Erhaltung und Ausbau der Neutralität?

Das Neutralitätsgesetz war und ist Ausdruck des Willens der Menschen, dass ÖsterreicherInnen nicht wieder,
wie schon zweimal in der jüngeren Geschichte, für Großmachtinteressen kämpfen und sterben müssen!
: :	 Es geht nicht um ein europäisches Sicherheitssystem gegen den Terror, sondern um Kriegspläne
: :	 Es geht nicht um Frieden in Krisengebieten, sondern um Eroberung und Machtausweitung durch 
	 Militärinterventionen und Krieg
: :	 Es geht nicht um die Freiheit der Menschen, sondern um die Freiheit der Konzerne.

DIE FRAGE IST: Entweder Eingliederung in die EU der Konzerne und Militärs, Aufgabe der staatlichen Souveränität 
Österreichs und Teilnahme an Kriegen oder NEUTRALITÄT; SELBSTBESTIMMUNG und FRIEDENSPOLITIK.

Wilfried Leisch    : :   w.leisch_ggae@gmx.at

www.atomgegner.at

IM FRIEDENSNETZWERK
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Internationaler Versöhnungsbund
Als Teil der internationalen Friedensbewegung arbeitet der Versöhnungsbund aktiv  
gewaltfrei für einen gerechten und nachhaltigen Frieden – und das seit 100 Jahren:  
Im Oktober 1919 wurde der Internationale Versöhnungsbund bei einer Konferenz in den  
Niederlanden von PazifistInnen verschiedener Glaubensrichtungen und Weltanschauungen 
gegründet. Seither trägt er weltweit dazu bei

: :	 Krieg, Militarismus und Gewalt durch die Kraft der aktiven Gewaltfreiheit zu überwinden,

: :	 gewaltfreien Widerstand gegen Unterdrückung, Menschenrechtsverletzungen und  
	 lebensbedrohende Entwicklungen zu leisten,

: :	 konstruktive Wege und Methoden aufzuzeigen und zu verbreiten, wie Konflikte anders als  
	 mit Gewalt gelöst werden können. Nämlich mit zivilen, friedlichen Mitteln – auf persönlicher  
	 und lokaler Ebene (z.B. durch gewaltfreie Kommunikation, Mediation), wie auf politischer,  
	 internationaler Ebene (z.B. durch gewaltfreie Schutzbegleitung in Kolumbien oder Israel/ 
	 Palästina, Versöhnungsarbeit am Westbalkan, Arbeit für die Abschaffung aller Atomwaffen/ 
	 ICAN und für Abrüstung allgemein).

Kampagne für einen „Zivilen Friedensdienst in Österreich“ (ZFD)

Gewaltfreie Aktion und zivile Konfliktbearbeitung haben schon oft ihre Wirksamkeit bewiesen: 
So wurde vor 30 Jahren in vielen Ländern Osteuropas der „Eiserne Vorhang“ durch gewaltfreie 
Massenbewegungen zu Fall gebracht. Doch gewaltfreies Handeln braucht auch Engagement, 
Vorbereitung, Instrumente und Ressourcen. Deshalb führt der Versöhnungsbund derzeit eine 
Kampagne für die Entwicklung und Durchführung eines „Zivilen Friedensdienstes in Österreich“ 
durch und hat dazu mit dem Friedensforscher Thomas Roithner einen Gesetzesvorschlag für 
den kommenden Nationalrat erarbeitet. Darin wird ein staatlich finanzierter, von nichtstaat-
lichen Organisationen durchgeführter Ziviler Friedensdienst gefordert, in dem ausgebildete 
zivile Friedensfachkräfte in Krisen und Konfliktgebieten weltweit mit lokalen Friedensinitiativen 
zur gewaltfreien Lösung von Konflikten zusammenarbeiten.

Informationen zum Zivilen Friedensdienst und Unterstützungsmöglichkeiten finden Sie hier: 
www.versoehnungsbund.at/zfd und www.thomasroithner.at.

Das neue Aktionsbündnis für Frieden, aktive Neutralität und Gewaltfreiheit (AbFaNG) tritt in 
seinem Positionspapier ausdrücklich sowohl für eine „friedenstiftende Außen- und Sicherheits-
politik durch zivile, gewaltfreie Mittel“ wie konkret für den Aufbau „staatlich geförderter, ziviler 
Friedensdienste mit geschulten Friedensfachkräften zur Prävention, bzw. zum Abbau von 
Konflikten und zur Stabilisierung des Friedens nach gewaltsamen Konflikten“ ein.

Pete Hämmerle    : :    petehaemmerle@versoehnungsbund.at

www.versoehnungsbund.at

IM FRIEDENSNETZWERK
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IPPNW (International Physicians for the Prevention of Nuclear War)

is a non-partisan global federation of medical organizations dedicated to research, education, 
and advocacy relevant to the prevention of nuclear war. To this end, IPPNW seeks to prevent 
all wars, to promote non-violent conflict resolution, and to minimize the effects of war and 
preparations for war on health, development, and the environment.

While the abolition of nuclear weapons is IPPNW‘s highest priority, IPPNW recognizes that 
militarism and war rob both rich and poor societies of resources to protect and promote  
health. For this reason, IPPNW addresses the inter-related issues of landmines, small arms 
and light weapons, developing world debt, and chemical and biological weapons.

IPPNW ist eine weltweite Ärzteorganisation mit ca. 200.000 Mitgliedern in über 60 Staaten.  
Sie wurde 1980 gemeinsam von den beiden Kardiologen Prof. Bernard Lown (Boston) und 
Prof. Evgenij Tschasow (Moskau) gegründet. Wichtigstes Ziel der Organisation ist es, die  
Menschen aller Länder über die medizinischen Folgen atomarer Katastrophen aufzuklären  
und sich für ein weltweites Verbot von Atomwaffen einzusetzen. 

Die IPPNW bemüht sich heute nicht nur um die Abschaffung von Atomwaffen, sondern auch 
um vertrauensbildende und friedensfördernde Initiativen: In Österreich wurden in den letzten 
Jahren Projekte wie das „Victim Assistance Project“ gemeinsam mit KollegeInnen aus Sambia 
umgesetzt. Ebenso besteht ein ständiger Kontakt mit dem österreichischen Aussenminis-
terium (BMEIA) um auf die medizinischen Folgen des florierenden globalen Waffenhandels 
aufmerksam zu machen. IPPNW Österreich war beteiligt am Zusatandekommen des UN 
Waffenhandelsvertrages ATT. Mit Posterausstellungen und Workshops für Studierende werden 
unsere Themen an Studierende und Interessierte herangetragen und Aufmerksamkeit dafür 
geschaffen.

IM FRIEDENSNETZWERK



 
 

 
 
 
 

Statement von SERI zur AbfaNG-Pressekonferenz 2.9.2019:  
Dematerialisierung statt Ressourcenkonflikte! 
 
SERI fordert eine umfassende Dematerialisierung der Wirtschaft zur Vermeidung von zukünftigen 
Konflikten um Rohstoffe: durch eine Reduktion des Einsatzes von Primärrohstoffen in der Wirtschaft 
werden wir unabhängiger von deren Ausbeutung in unterschiedlichen Gebieten der Erde. So werden wir 
nicht in Ressourcenkonflikte hineingezogen und wahren unsere Neutralität und Unabhängigkeit. 
 
Daher unterstützen wir auch die Petition „JA zur Neutralität – NEIN zur EU-SSZ!“ und fordern 
stattdessen die Dematerialisierung der Wirtschaft, um zukünftige Ressourcenkonflikte zu vermeiden. 
 
Bei militärischen Konflikten geht es allzu oft um den Zugang zu wichtigen Rohstoffvorkommen wie Öl, 
Gas, Kobalt und Koltan. Deshalb sind Konflikte meist Konflikte um Ressourcen. 
 
Die Aufrüstung des Militärs, die durch den Anschluss Österreichs an die EU-SSZ notwendig wäre, würde 
dabei selbst den Ressourcenverbrauch erhöhen. Für die Produktion neuer Waffen, den Aufbau der 
Infrastruktur und die Durchführung von Auslandseinsätze würden nämlich weitere Rohstoffe benötigt 
werden. Deren Erschließung würde schließlich wieder neue Konflikte hervorbringen.  
 
Deshalb ist die Aufrüstung des Militärs ist im Sinne der Nachhaltigkeit und der notwendigen Reduktion 
des Ressourcenverbrauches doppelt kontraproduktiv: einerseits werden zusätzliche Ressourcen für die 
Aufrüstung selbst benötigt und damit der Verbrauch erhöht, andererseits würden dadurch weitere 
Konflikte um Ressourcen geschürt – ein Teufelskreis!  
 
Aus diesem Grunde unterstützen wir das Aktionsbündnis AbFaNG von Beginn an. Durch die 
Aufrechterhaltung der Neutralität, also dem Fernbleiben von diversen EU-Militärbündnissen, NATO, 
oder sonstigen Militärbündnissen, können wir die Erhöhung des Ressourcenverbrauchs und so weitere 
Ressourcenkonflikte vermeiden. 
 
Die Mittel der Aufrüstung müssen in den notwendigen Umstieg auf eine kohlenstoffarme und 
ressourceneffiziente Wirtschaft investiert werden, in der die vorhanden Ressourcen in Kaskaden 
effizient wiederverwendet werden, statt immer neue Primärrohstoffe auszubeuten und damit Konflikte 
zu fördern. 
 
 
SERI, das Sustainable Europe Research Institute mit Sitz in Wien, unterstützt seit 20 Jahren forschend und 
beratend BürgerInnen, NGOs, Unternehmen, Regionen und Regierungen dabei, mit weniger Ressourcen gut zu 
leben und erfolgreich zu wirtschaften. Angesichts der multiplen Krisen – Finanzmarkt und Wirtschaft, Klima und 
Umwelt, Demokratie und Politik, Armut und globale Konflikte – ist diese Wende wichtiger denn je.   
http://www.seri.at 
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www.solidarwerkstatt.at
Die Solidarwerkstatt (gegründet 1993 in Linz) ist eine antimilitaristische Initiative: denn Frie-
den ist zwar nicht alles, aber ohne Frieden ist alles nichts. 
Wir sind für ein aktiv neutrales Österreich: denn die Verpflichtung zur Nichtteilnahme  
an Kriegen – als Grundlage für eine aktive Friedenspolitik – ist die wichtigste Konsequenz  
aus der Erfahrung von Weltkrieg und Faschismus.
Wir sind eine EU-oppositionelle Initiative: denn die EU ist das Instrument von Großkonzernen 
und Militärs, um ihre Interessen weltweit durchzusetzen. Wir treten für eine solidarische Ge-
sellschaft ein: denn eine von Konkurrenz und Profitmaximierung bestimmte Gesellschaft führt 
immer wieder zu extremer sozialer Ungleichheit, Gewalt und letztendlich zu Krieg.

Unsere aktuelle Kampagne unterstützt diese Anliegen: 
Petition „JA zur Neutralität! – NEIN zur EU-SSZ!“

Die österreichische Regierung hat Ende 2017 klammheimlich die Teilnahme Österreichs 
an der sogenannten „Ständig Strukturierten Zusammenarbeit“ der EU (EU-SSZ bzw. PESCO) 
unterschrieben. Mit der EU-SSZ wird die Militarisierung der EU forciert. Die EU-SSZ-Mitglieder 
müssen sich dazu verpflichten:
: :	 ihre Militärausgaben ständig zu erhöhen – das EU-Parlament hat als Ziel 2% des BIP  
	 angemahnt, das wäre eine Verdreifachung des österreichischen Militärbudgets!
: :	 sich an globalen EU-Militärmissionen zu beteiligen (z.B. im Rahmen der EU-Battlegroups)
: :	 sich an verschiedenen EU-Aufrüstungsprojekten zu beteiligen (z.B. Einrichtung eines  
	 EUGebirgskampfzentrums

Die EU-SSZ ist ein weiterer Schritt in Richtung einer imperialen EU-Armee unter Brüsseler 
Kommando. Die Teilnahme an dieser EU-Militärunion ist ein Großangriff auf die österreichische 
Neutralität, die nach wie vor im Verfassungsrang steht. Denn die Neutralität verpflichtet dazu, 
an keinen Kriegen teilzunehmen und schon in Friedenszeiten alles zu unternehmen, um nicht 
in Kriege hineingezogen zu werden. Wir wollen nicht, dass Milliarden für Aufrüstung verpulvert 
werden und Menschenleben für globale Militärmissionen aufs Spiel gesetzt werden. Wir wollen 
eine aktive Friedens- und Neutralitätspolitik, die sich für internationale Abrüstung und friedli-
che Konfliktlösungen einsetzt.

Wir fordern die Abgeordneten in Nationalrat und Bundesrat daher auf, diesem Angriff auf 
Neutralität und Verfassung entschieden entgegenzutreten und die Teilnahme Österreichs an 
der EU-SSZ sofort zu beenden!

Norbert Bauer     : :     betriebsrat_imperial.rs@gmx.at

Für ein freies, solidarisches, neutrales  
und weltoffenes Österreich

IM FRIEDENSNETZWERK
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transform!at: Verein zur Förderung linker Diskurse und Politik

Ende September 2006 wurde in Österreich transform!at gegründet, ein Verein zur  
Förderung linker Diskurse und Politik. Er soll mithelfen, die Vernetzung von fortschrittlichen
WissenschafterInnen aller Disziplinen zu verbessern und ihr theoretisches und praktisches
Wissen, ihre strategische Kompetenz und ihren Alltagsverstand bündeln. Die Linke braucht
Vernetzung, um der im Neoliberalismus allgegenwärtigen Unterordnung von Fähigkeiten  
und Lebenschancen der Menschen wirksamer entgegen zu treten.

transform!at setzt sich für die Erhaltung des Friedens in der Welt ein und versteht sich als eine
Opposition zu Neoliberalismus, Patriarchat, Sexismus und Fundamentalismen aller Art und soll
ein Diskursangebot für linke, demokratische, feministische, nicht-autoritäre und nicht- 
paternalistische Positionen bieten; darüber hinaus soll der Diskurs um die internationale
Dimension erweitert werden.

Deshalb arbeitet transform!at im europäischen Maßstab mit transform! europe zusammen:
„transform! european network of alternative thinking“

Peter Fleissner    : :    fleissner@peterfleissner.at

www.transform.or.at

IM FRIEDENSNETZWERK
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Grundlagen für ein „Gutes Leben für alle“ schaffen

Die ältere Generation ist für die Zukunft der Kinder- und Enkelgenerationen verantwortlich

Wie sich das Leben unserer Kinder und Enkeln gestalten wird, erscheint unsicher, aber es gibt 
Hoffnung, wenn beharrlich Alternativen entwickelt und ihre Umsetzung in Angriff genommen 
wird. Unzufrieden, ja empört über die Dominanz der Finanzwelt, der neoliberalen Doktrin in den 
letzten 20 Jahren und speziell über die auseinander gehende Schere zwischen Arm und Reich, 
treten wir gegen diese gesellschaftlich gefährliche Entwicklung auf.

Als verantwortliche Bürgerinnen und Bürger können wir nicht schweigen, um uns nicht mit-
schuldig zu machen. Wir setzten uns mit aktuellen, gesellschaftlichen Themen auseinander, 
beziehen Stellung und informieren, um quer über alle Generationen die Diskussion anzuregen.

In unserer Initiative kooperieren engagierte Personen mit langjähriger Berufserfahrung in 
Wirtschaft, Wissenschaft, Kunst, Technik und im Sozialbereich. Wir wollen verhindern, dass 
die Zukunft der jüngeren und kommenden Generationen durch Fehlentwicklung zerstört wird 
und ihnen damit die Chance genommen wird, ihr Leben selbst zu gestalten. Wir wollen die 
Bürgerinnen und Bürger ermutigen, sich informiert und bewusst in das politische Geschehen 
auf lokaler, nationaler und europäischer Ebene einzumischen, sie einladen, es mit zu gestalten 
und selbst Verantwortung zu übernehmen. Lebendige Demokratie soll mit dem Ziel umgesetzt, 
werden, ein „Gutes Leben für alle“ zur erreichen. Dabei ist die Erhaltung und Sicherung des 
Friedens in Europa und die Erlangung eines weltweiten Friedens ein zentrales Anliegen.

Viele der älteren Generation haben sich in den 1970er Jahren für die Einführung eines Zivil-
dienstes, für Friedensarbeit, gegen den Vietnam-Krieg, für eine aktive Neutralitätspolitik im 
Palästina-Konflikt, für die Abrüstung während des Kalten Krieges, gegen Atomenergie und  
gegen die Stationierung von Atomwaffen in Europa eingesetzt. Diese Anliegen müssen  
aufgrund der weltpolitischen Lage heute wieder an die Öffentlichkeit getragen werden, um 
umfassenden Frieden zu erreichen.
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